
20.000 Menschen i m Bürger-
krieg zwischen ANC- undIFP-
Anhängern.
Imdiesjährigen Wahlkampf

sindin KwaZulu-Natal i mletz-
ten Monat acht Menschen bei
Zusammenstößen zwischen
Anhängern der Parteien um-
gekommen. Eine ANC-Kund-
gebung in einemvon der IFP
kontrollierten Township
konnte vor drei Wochen nur
unter Polizeischutz abgehal-
ten werden. Doch die Ausei-
nandersetzungen sind weni-
ger heftig als früher, offenbar
sind viele Basisaktivisten bei-
der Parteien nicht mehr be-
reit, sich in die militanten
Machtkämpfe einspannen zu
lassen. So erklärte Gerty
Magwza, IFP-Ratsmitglied in
Ulundi, Ende Februar der Wo-
chenzeitung Mail &Guardian:
"Ob wir nun Anhänger des
ANCoder derIFPsind, wirle-
ben alle in Hütten, wir leiden
alle an Aids und wir sind alle
von Wasser- und Stromman-
gel betroffen."
Langfristig bedrohlich für

die Hegemoniedes ANCkönn-
te die linke Opposition wer-
den. Das Landless People
Movement (LPM) hat i m
Eastern Capefür den Tag der
Wahl Farmbesetzungen von
entlassenen Landarbeitern
angekündigt. Die Landreform
kommtihrer Meinungnachzu
langsamvoran. Seit 1994sind
nur drei Millionen von 100
Millionen Hektar Agrarlandin
schwarze Hände übergegan-
gen. Bis 2014 will der ANC 30
Prozent des Agrarlandstrans-
ferieren, ein Ziel, das eigent-
lich bereits 1999 erreicht sein
sollte.
Ruth Hall vomProgramme

for LandandAgrarianStudies
(Plaas) an der University of
the Western Cape gibt der
staatlichen Politik die Schuld
am schleppenden Fortgang
der Umverteilung: "Die Land-
reform folgt einer marktba-
siertenLogik, in der der Staat
nicht interveniert und die Ei-
gentumsrechte der weißen
Farmer nicht antastet, ob-
wohl er rein rechtlich zu Ent-
eignungen in der Lage wäre.
Dies ist i m Zusammenhang
mit der wirtschaftlichen Poli-
tik zu sehen, in der ein inve-
stitionsfreundliches Kli mage-
schaffen werden soll. Seit
1999 werden von offizieller
Seite vermehrt schwarze
kommerzielle Farmer unter-
stützt, statt landlosen undar-
men Leuten unter die Arme
zu greifen. Dies trägt zwar zu
einer deracialisation (etwa:
Abbau der >Rassenschran-
ken<) auf dem Land bei, än-
dert aber nichts andenStruk-
turen, die für Abhängigkeit
und Armut verantwortlich
sind."
Die Linke in Südafrika hat

sich mehrheitlich entschie-
den, den Wahlen fernzublei-
ben. Die LPM hat unter dem
Motto "No land – No vote"
zum Wahlboykott aufgerufen.
Andere Gruppen wie das ge-
werkschaftslinke Anti-Privati-
sation Forum (APF) fordern
dazu auf, keine der i mParla-
ment vertretenen Parteien,
besonders nicht den ANC zu
wählen. Trotzdemsollte man
sein hart erkämpftes Wahl-
recht nutzen und aktiven
Wahlboykott betreiben, etwa
durch die Beschriftung der

Wahlzettel mit politischen
Forderungen.
Das APF debattierte darü-

ber, eine eigene Partei zu
gründen oder ein Abkommen
mit einer Partei über die Ver-
tretungder eigenenInhaltezu
schließen. Generell ist es für
die neuen sozialen Bewegun-
genin Südafrika schwer, eine
Basis aufzubauen, die die He-
gemonie des ANC aufbrechen
kann. Diesliegt zumeinen da-
ran, dass die Allianz zwischen
dem ANC, der Kommunisti-
schen Partei und dem Ge-
werkschaftsdachverband Co-
satutrotz Spannungen weiter
existiert und in wichtige ge-
sellschaftliche Sektoren hi-
neinwirkt. Zumanderen sind
viele Kämpfe auf Communi-
ties begrenzt. EssindAbwehr-
kämpfe gegen Strom- und
Wassersperrungensowie Häu-
serräumungen von Bewoh-
nern, die ihre Schulden nicht
mehr zurückzahlenkönnen.
Die Anti-Eviction Campaign

in Khayelitsha, dem landes-
weit zweitgrößten Township
in der Nähe Kapstadts, will
sich nicht an diesen Wahlen
beteiligen. Sie erklärt, dass
sie weiterhin Leute wieder an
das Strom- und Wassernetz
anschließen und vertriebene
Bewohner zurück in ihre
Häuser bringen wird. Und das
alles unter den Augen von
Thabo Mbeki, dessenriesiges
Konterfei auch über Khaye-
litshathront.
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FiktiveJobsgegen
reale ArmutLinke Basisorga-

nisationen wollen
die Wahlenin Südafrika

boykottieren.
Doch die Hegemonie

desANCist
ungebrochen.

. Auf den Straßen
Südafrikas ist der Wahlkampf
unübersehbar. Einen "peo-
ple's contract" zur Bekämp-
fungder Armut undzurSchaf-
fung von Arbeitsplätzen bie-
tet der lächelnde Staatspräsi-
dent Thabo Mbeki derzeit an
jeder Straßenlaterne in Kap-
stadt an. Das Plakat daneben
wirdschon deutlicher: "1 Mil-
lion Real Jobs" verspricht
die Democratic Alliance zu
schaffen.
Am 14. April finden zum

dritten Mal seit demEndeder
Apartheid freie Wahlen statt.
Einen überragenden Sieg des
African National Congress
(ANC) scheint niemandernst-
haft zu bezweifeln, und viel-
fach wird erwartet, dass der
ANC sein 1999 erzieltes Er-
gebnis von über 66 Prozent
nochverbessernkönnte.
Dies kann jedoch weniger

etwaigensozialpolitischenEr-
folgen der Regierung zuge-
schrieben werden. Südafrika
bleibt hinsichtlich der Reich-
tumsverteilung eine zutiefst
gespaltene Gesellschaft.
Doch die Abwesenheit einer
chancenreichenrechten oder
linken Oppositionführt dazu,
dass der durch den Befrei-
ungskampf gewonnene Ver-
trauensvorschuss weiterhin
komfortabel ausreicht, damit
der ANC die Geschicke des
Landes auch i m zweiten
"Jahrzehnt der Freiheit"
leitet.
Populäre, aber schwer zu

finanzierende Wahlverspre-
chen finden sich kaum im
ANC-Manifest. Betont werden
dagegen die Fortschritte der

letzten Jahre wie der staat-
lich geförderte Bau von Häu-
sernfür sechs Millionen Men-
schenunddie Versorgung mit
Strom für 70 Prozent aller
Haushalte.

Weiterhin auf Sparkurs
Manche Erfolgsmeldungen

wie die angebliche Schaffung
von zwei Millionen neuer
Jobs seit 1996 werden ange-
zweifelt. Der linke Gewerk-
schafter Terry Bell geht da-
von aus, dass der Großteil
dieser Jobs prekären Arbeits-
verhältnissen entspricht und
mit einem Monatslohn unter
200 Rand (etwa 24 Euro)
kaumzum Überleben reicht.
Die Arbeitslosenrateliegt bei
40 Prozent, in den Wohnge-
bieten der afrikanischen Be-
völkerung steigt sie bis 60
Prozent.
Die Regierung hält i maktu-

ellen Wahlkampf jedoch wei-
terhinfest anihrem1996 be-
gonnenen wirtschaftlichen
Kurs von Sparpolitik, Privati-
sierung und Öffnung für aus-
ländische Investitionen. Im
südafrikanischen Fall war es
jedoch keine von IWF oder
Weltbank erzwungene Maß-
nahme, sonderneinefreiwilli-
ge Leistung, die nationale
Wirtschaft in den globalen
Wettbewerbzuführen.
Die jährliche Wachstums-

rate von circa drei Prozent
hat bisher noch zu keinem
größeren Jobwachstum ge-
führt. Auch die Erfolge des
Black Economic Empower-
ment werden kontrovers be-
trachtet. Während weißeSüd-
afrikaner über umgekehrten

Rassismus lamentieren, kriti-
sieren Linke die Schaffung ei-
ner minoritären schwarzen
Bourgeoisie.
Als parlamentarischer

Hauptkonkurrent des ANC
hat sich i m Gerangel zwi-
schendenbeidengroßenwei-
ßen Parteien, der NewNatio-
nal Partyundder Democratic
Alliance (DA), dieletztere als
chancenreichste herausgebil-
det. Während noch 1999 mit
dem aggressiven Wahlslogan
"Fight Back!" vor allem sich
als Opfer sehende Weiße an-
gesprochen wurden, hat sich
die Zielgruppe um Afrikaner
und Coloureds erweitert. Da-
bei verfolgt die DAeinen po-
pulistischen Kurs mit dem
Versprechen, kostenlos Aids-
Medikamente auszugeben
und ein Grundeinkommen
von110 Rand(13 Euro) einzu-
führen. Wirtschaftspolitisch
dagegen vertritt die Partei
neoliberale Konzepte.

No Land No Vote
Um die Wahlchancen zu

steigern, ist die DAeine Alli-
anz mit der Inkatha Freedom
Party (IFP) Mangosuthu
Buthelezis eingegangen. Die
ethnisch und monarchistisch
ausgerichtete IFP hat ihre
Hauptbasis in der Provinz
KwaZulu-Natal und in Gegen-
den mit einemhohemAnteil
an Zulu sprechenden, mi-
grierten Arbeitern. Während
der Apartheid versuchte die
Partei, sich als konservative
AlternativezumANCzuprofi-
lieren, in den achtziger und
neunziger Jahren starben
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Nelson Mandela
wählt auch.
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wahleninSüd-
afrikaimJahr
1994)
(Foto: ANC)
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